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(Nr. 8713.) Geſetz, betreffend die Beſtreitung der Koſten für die Bedürfniſſe der Kirchen- 


gemeinden in den Landestheilen des linken Rheinufers. Vom 14. März 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen sc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für die Landestheile 
des linken Rheinufers, was folgt: 


9 15 
Die bürgerlichen Gemeinden ſind, ſoweit dieſes Geſetz nicht ein Anderes 
beſtimmt, zur Aufbringung von Koſten für die Bedürfniſſe der Kirchengemeinden, 
insbeſondere zur Beſchaffung und Unterhaltung der Pfarrhäuſer, nicht ferner 
verpflichtet. Die bezüglichen, zur Zeit beſtehenden Verpflichtungen der bürgerlichen 
Gemeinden gehen auf die Kirchengemeinden über. 
Zuwendungen für die Bedürfniſſe der Kirchengemeinden find den bürgerlichen 
Gemeinden nur mit Genehmi ung des Regierungspräſidenten geſtattet. 
Unberührt von den Seilimmengen ieſes Geſetzes bleiben die aus privat- 
Ben Titeln entſpringenden Rechte und Verpflichtungen der bürgerlichen 
emeinden. 


$. 2. 
In das Eigenthum der betreffenden Kirchengemeinden gehen über: 


a) alle bei Verkündung dieſes Geſetzes den bürgerlichen Gemeinden ge— 
hörenden, ausſchließlich als Pfarrwohnung dienenden Gebäude nebſt 
den dazu gehörenden Hofräumen und Hausgärten; 
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p) alle bei Verkündung dieſes n den bürgerlichen Gemeinden ge 
hörenden, kirchlichen Zwecken gewidmeten Gebäude, zu deren Beſchaffung 
oder Unterhaltung zur Zeit nach e Vorſchrift die bürgerlichen 
Gemeinden Beiträge aus ihrem Vermögen zu leiſten verpflichtet ſind. 


8.3. 


Unberührt von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes bleiben die Rechtsverhältniſſe 
in Betreff der die Kirchengebäude umgebenden freien Plätze und der Begräbnißplätze. 


$.4. 

Den bürgerlichen Gemeindebehörden fteht die Benutzung der Kirchenglocken 
bei feierlichen oder feſtlichen Gelegenheiten, bei Unglücksfällen oder ähnlichen 
Veranlaſſungen zu, ingleichen die e der in den kirchlichen Gebäuden 
befindlichen, feuerpolizeilichen Zwecken dienenden Lokale. 

Zur Sicherſtellung und Regelung dieſer Befugniſſe trifft der Oberpräſident 
die erforderlichen Anordnungen und ſetzt diejenigen feierlichen und feſtlichen Ge⸗ 
legenheiten nicht kirchlichen Charakters feſt, bei welchen die Kirchenglocken zu 
benutzen ſind. 85 


Die bürgerlichen Gemeinden find zur Fortleiſtung derjenigen, bei Verkündung 
dieſes Geſetzes auf ihrem Haushalts⸗Etat ſtehenden Beträge verpflichtet, welche den 
Kirchengemeinden bisher behufs eigener Beſchaffung und Unterhaltung einer 
Pfarrwohnung gewährt worden ſind. 

Bürgerliche Gemeinden, welche die Pfarrwohnung bisher unmittelbar, aber 
nicht durch Hergabe eines ihnen gehörigen und dieſem Zwecke ausſchließlich die⸗ 
nenden Gebäudes gewährt haben, bleiben zur Fortgewährung einer gleichartigen 
Pfarrwohnung verpflichtet. 86 


Es bewendet bei den Beſtimmungen im §. 1 des Geſetzes vom 14. März 
1845 (Geſetz-Samml. S. 163). 

Den Kirchengemeinden verbleiben alle nach den Beſtimmungen im $. 5 
des Geſetzes vom 14. März 1845 ihnen zuſtehenden und bei Verkündung des 
gegenwärtigen Geſetzes bereits feſtgeſtellten Anſprüche. 


5.0, 

Die bürgerlichen Gemeinden find befugt, nach vorhergegangener ſechs⸗ 

monatlicher Kündigung, 

1) die im $. 5 dieſes Gefeges erwähnten Leiſtungen, 

2) die im $. 1 des Geſetzes vom 14. März 1845 erwähnten Leiſtungen, 
ſoweit ſie in Zuſchüſſen zu den a für ordentliche (jährlich wieder⸗ 
kehrende) kirchliche Bedürfnisse der Kirchengemeinden beſtehen, 

durch Barzahlung zum fünfundzwanzigfachen Betrage des jährlichen Geldwerthes 
der Leiſtung abzulöſen. 
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$. 8. 

Die Kirchengemeinden ſind befugt, nach vorhergegangener ſechsmonatlicher 
Kündigung die Allöſung der im $. 5 ice Gelee ne Leiſtungen zu 
verlangen. Die Ablöſung erfolgt in dieſem Falle durch Baarzahlung zum zwei⸗ 
undzwanzig guete Betrage des jährlichen Geldwerthes der Leiſtung. 


$.9. 


Der jährliche Geldwerth ($$. 7, 8) iſt erforderlichenfalls nach fachver- 
ſtändigem eſſen feſtzuſtellen. 


K. 10. 


\ Die bürgerlichen Gemeinden find befugt, das Ablöſungskapital ($$. 7 bis 9) 
in vier unmittelbar aufeinanderfolgenden einjährigen Terminen zu gleichen Theilen 
abzutragen. Die berechtigte ee iſt gleichwohl nur ſolche Theil- 
1 5 en anzunehmen verbunden, welche mindeſtens dreihundert Mark betragen. 
Der jedesmalige Rückſtand iſt mit vier Prozent jährlich zu verzinſen. 


F. 11. 


Geht der Antrag auf Ablöſung von der Kirchengemeinde aus, ſo ſind die 
bürgerlichen Gemeinden befugt, ſoweit ihre Haushaltsverhältniſſe es erforderlich 
machen, eine Verlängerung der im $. 10 beſtimmten Zahlungstermine, ſowie 
eine Herabſetzung der von den Kirchengemeinden anzunehmenden Mindeſtbeträge 
zu verlangen. 


$. 12. 
Streitigkeiten 
1) über die in $$. 7 bis 11 dieſes Geſetzes geregelten Rechte und Pflichten, 
2) über die Frage, ob einer der im F. 1 des Geſetzes vom 14. März 1845 
erwähnten Zufchüffe durch veränderte Umſtände entbehrlich geworden fei, 
ſind, ſoweit nicht in den Fällen unter Ziffer 1 über die Leiſtungspflicht überhaupt 
geſeitkn en Verwaltungsſtreitverfahren zum Austrage zu bringen. a 
Zuſtändig in erſter Juſtanz iſt das Bezirksverwaltungsgericht. Bis zur 
Einſetzung von e e in der Rheinprovinz ſind die Ver⸗ 
richtungen derſelben von der Rheiniſchen Deputation für das Heimathweſen unter 
der Bezeichnung „Rheiniſches Verwaltungsgericht“ wahrzunehmen. 


6. 13. 


Die Verpflichtung zu Koſtenbeiträgen für kirchliche n „welche in 
den 68.2 und 6 des Geſetzes vom 14. März 1845 den Grundbeſitzern des 
Pfarrbezirks, die nicht zu den Einwohnern, aber zur Konfeſſion der betreffenden 
Pfarrgemeinde gehören, auferlegt iſt, wird aufgehoben. 
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$. 14. 


Die Miniſter des Innern und der geiſtlichen Angelegenheiten ſind mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. März 1880. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


— 


(Nr. 8714.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Fiſchereigeſetzes für den Preußiſchen Staat 
vom 30. Mai 1874 (Geſetz⸗Samml. S. 197). Vom 30. März 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang N was folgt: 


Artikel J. 
Der F. 7 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 erhält folgenden Zuſatz: 


Die im Gebiete des Franzöſiſchen Rechts Jedermann e Be⸗ 
fugniß, auf den Strömen und ſchiffbaren Flüſſen die Angelfiſcherei zu 
betreiben, wird hierdurch aufgehoben. 


Artikel I. 
Die $$. 12 und 18 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 erhalten fol⸗ 
genden Zuſatz: 
Die Zahl der . Erlaubnißſcheine (Legitimationsſcheine) 
ann für nicht geſchloſſene Gewäſſer von der Aufſichtsbehörde beſtimmt 


f 
werden. 
Artikel III. 
Der $. 28 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 erhält am Schluſſe 

folgenden Zuſatz: 

Soweit die Rückſicht auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes es geſtattet, kann 

der Regierungspräſident (Landbrot) Ausnahmen von der im erſten 

Abſatz getroffenen Beſtimmung zulaſſen. 
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Artikel IV 
An die Stelle des erſten Abſatzes in $. 45 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 
1874 tritt folgende Vorſchrift: 
Dem Fiſchereiberechtigten iſt geftattet, Fiſchottern, Taucher, was 


7 


Reiher, Kormorane und Fiſchaare ohne Anwendung von Schußwaffen 
zu tödten oder zu fangen und für ſich zu behalten. 


Artikel V. 


Die Miniſter für Handel und für Landwirthſchaft ſind befugt, zum Schutze 
der Fiſche gegen Beſchädigung durch Turbinen bei jeder 11 0 dem Inkrafttreten 
des Geſetzes erfolgenden Tur inenanlage dem Eigenthümer der letzteren jederzeit 
die Herſtellung und Unterhaltung von Vorrichtungen (Gittern u. |. w.), welche 
8 indringen der Fiſche in die Turbinen verhindern, auf feine Koſten auf- 
zuerlegen. 


üben Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 30. März 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


(Nr. 8714-8715.) 
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(Nr. 8715.) Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz. Vom 1. April 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


Erſter Titel. 
Strafbeſtimmungen. 
8 
Die in dieſem Geſetz mit Strafe bedrohten Handlungen unterliegen, e 
daſſelbe nicht abweichende Vorſchriften enthält, den Beſtimmungen des traf⸗ 
geſetzbuchs. ; 


Für die Strafzumeſſung wegen Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz 
kommen als Schärfungsgründe in Betracht: 

1) wenn die Zuwiderhandlung an einem Sonn⸗ oder Feſttage oder in der 

Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang begangen ift; 

2) wenn der Zuwiderhandelnde Mittel angewendet hat, um ſich unkenntlich 
zu machen; 

3) wenn der Zuwiderhandelnde dem Feld⸗ oder Forſthüter, oder einem 
anderen zuſtändigen Beamten, dem Beſchädigten oder dem Pfändungs⸗ 
berechtigten ſeinen Namen oder Wohnort anzugeben ſich geweigert oder 
falſche Angaben über feinen oder ſeiner Gehülfen Namen oder Wohnort 
gemacht, oder auf Anrufen der vorſtehend genannten Perſonen, ſtehen 
zu bleiben, die Flucht ergriffen oder fortgeſetzt hat; 

4) wenn der Thäter die Aushändigung der zu der Zuwiderhandlung 
beſtimmten Werkzeuge oder der mitge hrten Waffen verweigert hat; 

5) wenn die Zuwiderhandlung von drei oder mehr Perſonen in gemein⸗ 
ſchaftlicher Ausführung begangen it; 

6) wenn die Zuwiderhandlung im Rückfalle begangen ift. 

§. 3. 

Im Rückfalle (§. 2 Nr. 6) befindet ſich, wer, nachdem er auf Grund dieſes 
Geſetzes wegen einer in demſelben mit Strafe bedrohten Handlung im König⸗ 
reiche Preußen vom Gerichte oder durch polizeiliche Strafverfügung rechtskräftig 
verurtheilt worden iſt, innerhalb der nächſten zwei Jahre dieſelbe oder eine gleich⸗ 
artige ſtrafbare Handlung, ſei es mit oder ohne erſchwerende Umſtände, begeht. 

Als gleichartig gelten 

1) die in demſelben Paragraphen oder, falls ein Para raph mehrere ftraf 

0 bare Handlungen betritt, in derſelben Paragraphen mier vorgeſehenen 
Handlungen; 


Wb Free re ee 


„ 
2) die ne Au der Verſuch einer ſolchen und die Theilnahme (Mit⸗ 


thäterſchaft, Anſtiftung, Beihülfe), die Begünſtigung und die Hehlerei 
in Beziehung auf eine Entwendung. 


4. 


8 
Die im F. 57 Nr. 3 des ee bei der Verurtheilung von Per⸗ 
ſonen, welche zur Zeit der Begehung der That das zwölfte, aber nicht das acht- 
zehnte Lebensjahr vollendet hatten, vorgeſehene Strafermäßigung findet bei Zu⸗ 
widerhandlungen gegen dieſes Geſetz keine Anwendung. 


6. 5. 


Für die Geldſtrafe, den Werthserſatz ($. 68) und die Koſten, zu denen 
1 verurtheilt werden, welche unter der Gewalt, der Aufſicht oder im 
: 5 eines Anderen ſtehen und zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehören, iſt letzterer 
im Falle des Unvermögens der Verurtheilten für haftbar zu erklären, und zwar 
unabhängig von der etwaigen Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Ge⸗ 
ſetzes oder des $. 361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs verurtheilt wird. Wird feſt⸗ 
geſtellt, daß die That nicht mit ſeinem Wiſſen verübt iſt, oder daß er ſie nicht 
verhindern konnte, ſo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen. 
a Hat der Thäter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, fo wird der⸗ 
jenige welcher in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmung haftet, zur Zahlung 
r Geldſtrafe „des Werthserſatzes und der Koſten als unmittelbar haftbar ver⸗ 
urtheilt. Daſſelbe gilt, wenn der Thäter zwar das zwölfte, aber noch nicht das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte und wegen Mangels der zur Erkenntniß der 
Strafbarkeit ſeiner That erforderlichen Einſicht freizuſprechen it, oder wenn der⸗ 
= 91 7 eines ſeine freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtandes ſtraf⸗ 
ei bleibt. 
Gegen die in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen als haftbar Er⸗ 
klärten tritt an die Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 


8 $. 6. 

Entwendungen, Begünſtigung und Hehlerei in Beziehung auf ſolche, ſowie 
rechtswidrig und dorsal begangene Beſchädigungen (F. 303 des Strafgeſetz⸗ 
buchs) und Begünſtigung in DATE auf ſolche unterliegen den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nur dann, wenn der Werth des Entwendeten oder der agen 
Schaden Er Mark nicht überfteigt. 


8 
Die Beihülfe zu einer nach dieſem Geſetze ſtrafbaren Entwendung oder 
N Beſchädigung wird mit der vollen Strafe der Zuwiderhandlung 
eſtraft. 


$. 8. 
Der Verſuch der 19 die Begünſtigung und Hehlerei in Bezie⸗ 
hung auf eine Entwendung, ſowie die Begünstigung in Beziehung auf eine nach 
(Nr. 8715.) 
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dieſem Geſetze ſtrafbare vorſätzliche Beſchädigung werden mit der vollen Strafe 
der Entwendung beziehungsweiſe vorſätlichen Beſchädigung beſtraft. 

Die Beſtimmungen des F. 257 Abſatz 2 und 3 des Strafgeſetzbuchs finden 
Anwendung. 8 9 


ea, Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen wird 
„„ beſtraft, wer, abgeſehen von den Fällen des 8 123 des Strafgeſetzbuchs, von 

* einem Grundſtücke, auf dem er ohne Befugniß ich befindet, auf die Aufforderung 

des Berechtigten ſich nicht entfernt. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


$. 10. 

Mit Geldftrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen wird 
beſtraft, wer, abgeſehen von den Fällen des F. 368 Nr. 9 des Strafgeiehbn 5 
unbefugt über Grundſtücke reitet, kart, fährt, Vieh treibt, Holz ſchleift, den Pflug 
wendet oder über Aecker, deren Beſtellung vorbereitet oder in Angriff genommen 
iſt, geht. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Der Zuwiderhandelnde bleibt ſtraflos, wenn er durch die ſchlechte Beſchaffen⸗ 
er eines an dem Grundſtücke vorüberführenden und zum gemeinen Oude 
eſtimmten Weges oder durch ein anderes auf dem Wege befindliches Hinderni 

zu der Uebertretung genöthigt worden iſt. 


§. 11. 

Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen wird 
beſtraft, wer außerhalb eingefriedigter Grundſtücke ſein Vieh ohne gehörige Auf⸗ 
ſicht oder ohne genügende Sicherung läßt. 

Dieſe Beſtimmung kann durch Polizeiverordnung abgeändert werden. Eine 
höhere als die vorſtehen feſtgeſetzte Strafe darf jedoch nicht angedroht werden. 

Die Beſtrafung tritt nicht ein, wenn nach den Umſtänden die Gefahr einer 
Beſchädigung Dritter nicht anzunehmen iſt. 

§. 12. 
Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen wird 


der 1515 beſtraft, welcher das ihm zur Beaufſichtigung anvertraute Vieh ohne 
ufſicht oder unter der Aufſicht einer hierzu untüchtigen Perſon läßt. 


$. 13. 


Die Ausübung der Nachtweide, des Einzelhütens, ſowie der Weide durch 
Gemeinde- und Genoſſenſchaftsheerden wird durch Polizeiverordnung geregelt. 


| $. 14. 
N Mit Geldſtrafe bis zu funfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 


Sa er a; = 
e 27 wird beſtraft, wer unbefugt auf einem Grundſtücke u weidet. 

i Die Strafe iſt verwirkt, ſobald das Vieh die Grenzen des Grundſtücks, 

auf welchem es nicht geweidet werden darf, überſchritten hat, ſofern nicht feſt⸗ 

geftellt wird, daß der Uebertritt von der für die Beauffichtigung des Viehes ver⸗ 


antwortlichen Perſon nicht verhindert werden konnte. 
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Die Beſtimmung des Abſatzes 2 findet, wo eine Verpflichtung zur Ein- 
friedigung von Grundſtücken beſteht, oder wo die Einfriedigung landesüblich iſt, 
keine Anwendung. er 


Geldſtrafe von fünf bis zu einhundertundfunfzig Mark oder Haft tritt ein, 

wenn der Meidefrevel ($. 14) begangen wird 

1) auf Grundſtücken, deren Betreten durch Warnungszeichen verboten ift; 

2) auf eingefriedigten Grundſtücken, ſofern nicht eine Verpflichtung zur 
Einfriebigung der Grundſtücke beſteht, oder die Einfriedigung der Grund⸗ 
ſtücke landesüblich ift; 

3) auf ſolchen Dämmen und Deichen, welche von dem Beſitzer ſelbſt noch 
mit der Hütung verſchont werden; 

4) auf beſtellten Aeckern oder auf Wieſen, in Gärten, Baumſchulen, Wein⸗ 
bergen, auf mit Rohr bewachſenen Flächen, auf Weidenhegern, Dünen, 
Buhnen, Deckwerken, gedeckten Sandflächen, Graben- oder Kanal⸗ 
böſchungen, in Forſtkulturen, Schonungen oder Saatkämpen; 

5) auf Forſtgrundſtücken mit Pferden oder Ziegen. 


$. 16. 

Ein wegen Weidekrevels rechtskräftig verurtheilter Hirt kann von der Dienſt⸗ 
herrſchaft innerhalb vierzehn Tagen, von der rechtskräftigen Verurtheilung an 
gerechnet, entlaſſen werden. 

$. 17. 
best. Fan Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft wird 
eſtraft: f 
1) wer eine rechtmäßige Pfändung ($. 77) vereitelt oder zu vereiteln verſucht; 
2) wer, abgeſehen von den Fällen der SS. 113 und 117 des Strafgeſetzbuchs, 

dem Pfändenden in der rechtmäßigen Ausübung feines Rechts ($. 77) 

durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerſtand leiſtet 

oder den Pfändenden während der rechtmäßigen Ausübung ſeines Rechts 
thätlich angreift 
3) wer, abgeſehen von den Fällen der $$. 137 und 289 des Strafgeſetz⸗ 

buchs, Sachen, welche rechtmäßig in Pfand genommen ſind (§. 05 

dem Pfändenden in rechtswidriger Abſicht wegnimmt; 

4) wer vorſätzlich eine unrechtmäßige Pfändung ($. 77) bewirkt. 
$. 18. 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft wird 
beſtraft, wer Gartenfrüchte, Feldfrüchte oder andere Bodenerzeugniſſe aus Garten⸗ 
anlagen aller Art, Weinbergen, Obſtanlagen, Baumſchulen, Saatkämpen, von 
Aeckern, Wieſen, Weiden, Plätzen, Gewäfßern, Wegen oder Gräben entwendet. 

Liegen die Vorausſetzungen des $. 370 Nr. 5 des Strafgeſetzbuchs vor, fo 
tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. 
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8.19. 
Geldſtrafe von fünf bis zu einhundertundfunfzig Mark oder Haft tritt ein, 
wenn die nach $. 18 ftrafbare Entwendung begangen wird 
1) unter Anwendung eines zur Fortſchaffung größerer Mengen geeigneten 
Geräthes, Fahrzeuges oder Laſtthieres; 
2) unter Benutzung von Aexten, Sägen, Meſſern, Spaten oder ähnlichen 
Werkzeugen; 
3) aus einem umſchloſſenen Raume mittelſt Einſteigens; 
4) gegen die Dienſtherrſchaft oder den Arbeitgeber; 
5) an Kien, Hund „Saft, Wurzeln, Rinde oder Mittel (Haupt.) Trieben 
ſtehender Bäume, ſofern die Entwendung nicht als Forſtdiebſtahl 
ſtrafbar iſt. 8 20 


ee Gefängnißſtrafe bis zu drei Monaten tritt ein, wenn die nach $. 18 ftraf- 
bare Entwendung begangen wird 
1) unter Mitführung von Waffen; 
2) aus einem umſchloſſenen Raume mittelſt Einbruchs; 
3) dadurch, daß zur Eröffnung der Zugänge eines umſchloſſenen Raumes 
f fache Schlüſel KENNER = nn nung nicht 
beftimmte Werkzeuge angewendet werden; 
4) durch Wegnahme ftehender Bäume, Frucht: oder Zierſträucher, fofern 
g die m u nuch als Forſbebſtahl En it, 5 
5) von dem Aufſeher in dem feiner Aufficht unterſtellten Grundſtücke. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Geldſtrafe von fünf bis 
zu dreihundert Mark erkannt werden. 


er . 


$. 21. 
W. Auf Gefängnißſtrafe von einer Woche bis zu einem Jahre iſt zu erkennen: 
ss 75 i 1) wenn im Falle einer Entwendung der Schuldige ſich im dritten oder 


ferneren Rückfalle befindet; 
2) wenn die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begangen iſt. 


$. 22. 


Bei Entwendungen ($$. 18 bis 21) finden die Beſtimmungen des $. 247 
des Strafgeſetzbuchs entſprechende Anwendung. 0 


$. 23. 


In den Fällen der N 18 bis 21 ſind neben der Geldſtrafe oder der 
Pe die Waffen (F. 20), welche der Thäter bei der Zuwiderhandlung 
ei ſich 1 5 hat, einzuziehen, ohne Unterſchied, ob ſie dem Schuldigen gehören 
oder nicht. 

In denſelben Fällen können die zur Begehung der ſtrafbaren Zuwider⸗ 
handlung geeigneten Werkzeuge, welche der Thäter bei der Zuwiderhandlung bei 


| * 
I ſich geführt bat, eingezogen werden, ohne Unterfchied, ob fie dem Schuldigen 
gehören oder nicht. Die Thiere un andere zur Wegſchaffung des Entwendeten 
dienenden Gegenſtände, welche der Thäter bei ſich führt, unterliegen nicht der 
inziehung. 
$. 24. 
Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen wird 
beſtraft, wer, oben ben 125 Fällen der $$. 18 d 30 „unbeſne 85 
1) das auf oder an Grenzrainen, Wegen, Triften oder an oder in Gräben 
wachſende Gras oder ſonſtige Vichfulter abſchneidet oder abrupft 
2) von Bäumen, Sträuchern oder Hecken Laub abpflückt oder Zweige 
abbricht, inſofern dadurch ein Schaden entſteht. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


$. 25. 
Mit Geldſtrafe bis zu dreißig Mark oder mit Haft bis zu einer Woche 
wird beſtraft, 55 Me 5 var ’ 
1) Dungftoffe von Aeckern, Wieſen, Weiden, Gärten, Obſtanlagen oder 
Weinbergen auffammelt; 
2) Knochen gräbt oder ſammelt; 
3) Nachleſe hält. 
§. 26. 
Mit Geldſtrafe bis zu funfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Ta en 
wird beſtraft, 255 bet 15 85 Ei Sg 
1) abgeſehen von den Fällen des $. 366 Nr. 7 des Strafgeſetzbuchs, Steine, 
Scherben, Schutt oder Unrath auf Grundſtücke wirft oder in die 
ſelben bringt; 
2) Leinwand, Wäſche oder ähnliche Gegenſtände zum Bleichen, Trocknen 
oder anderen derartigen Zwecken ausbreitet oder niederlegt; 
3) todte Thiere liegen läßt, vergräbt oder. niederlegt; 
4) Bienenſtöcke aufſtellt. 


$. 27. 


Mit Geldſtrafe bis zu funfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird beſtraft, wer unbefugt 
1) abgeſehen von den Fällen des $. 50 Nr. 7 des Fiſchereigeſetzes vom 
305 Mai 1874, Flachs oder Hanf rötet; ſcherägeſet 
2) in Gewäſſern Felle aufweicht oder reinigt oder Schafe wäſcht 
3) abgeſehen von den Fällen des F. 366 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs, 
Gewäſſer verunreinigt oder ihre Benutzung in anderer Weiſe erſchwert 
oder verhindert. 
(Nr. 8715.) 40* 
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\ $. 28. 


1 
ern 8 77 7 Mit Geldftrafe bis zu funfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 


2 


wird beſtraft, wer unbefugt 
1) fremde auf dem Felde zurückgelaſſene Ackergeräthe gebraucht; 
2) die zur Sheng en Wegen oder Fips in eingefriedigte Grund- 
ſtücke dienenden orrichtungen öffnet oder offen ſtehen läßt ; 
3) Gruben auf fremden Grundſtücken anlegt. 


F. 29. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzi Mark oder mit Haft wird 
beſtraft, wer, abgeſehen von den Fällen des $. 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs / 
den Anordnungen der Behörden zuwider es unterläßt , 

1) Steinbrüche, Lehm Sand) Kies-, Mergel“, Kalk⸗ oder Thongruben, 

Bergwerksſchachte, Schürflöcher oder die durch Stockroden entſtandenen 
Löcher, zu deren Einfriedigung oder Zuwerfung er verpflichtet ift, ein⸗ 
zufriedigen oder zuzuwerfen; 

2) Oeffnungen, welche er in Eisflächen gemacht hat, durch deutliche Zeichen 

zur Warnung vor Annäherung zu verwahren. 


F. 30. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft wird 
beſtraft, wer unbefugt 
1) abgeſehen von den Fällen des F. 305 des Strafgeſetzbuchs fremde 
Privatwege oder deren Zubehörungen beſchädigt oder verunreinigt oder 
ihre Benutzung in anderer Weiſe erfchwert; 
auf ausgebauten öffentlichen oder Privatwegen die Banquette befährt, 
ohne dazu genöthigt zu ſein (F. 10 Abſ. 2), oder die zur Bezeichnung 
der Fahrbahn gelegten Steine, Faſchinen oder ſonſtigen Zeichen entfernt 
oder in Unordnung bringt; 
abgeſehen von den ns des F. 274 Nr. 2 des Strafgeſetzbuchs / 
Steine, Pfähle, Tafeln, Stroh⸗ oder Hehe ige „Hügel, Gräben oder 
ähnliche zur abgrenzen, Abſperrung oder Vermeſſung von Grund 
ſtücken oder Wegen ienende Merk⸗ oder Warnungszeichen, desgleichen 
Merkmale, die zur Bezeichnung eines Waſſerſtandes beſtimmt find, 
ſowie Wegweiſer fortnimmt, vernichtet, umwirft, beſchädigt oder 
unkenntlich macht 
4) Einfriedigungen; Geländer oder die zur Sperrung von Wegen oder 
Eingängen in eingefriedigte Grundſtücke dienenden Vorrichtungen ber 
ſchädigt oder vernichtet; 
5) abgeſehen von den Fällen des F. 304 des Strafgeſetzbuchs ſtehende 
Bäume „Sträucher, Pflanzen oder Feldfrüchte, die zum Schutze von 


2 


— 


3 


— 


n 
Bäumen dienenden Pfähle oder ſonſtigen Vorrichtungen beſchädigt. 


Sind junge ſtehende Bäume, Frucht- oder Zierbäume oder Zierſträucher 
beſchädigt, ſo darf die Geldſtrafe nicht unter zehn Mark en 0 


$. 31. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft wird be 
ſtraft, wer, abgeſehen von den Fällen der $$. 321 und 326 des Strafgeſetzbuchs, 
unbefugt das zur Bewäſſerung von Grundſtücken dienende Waſſer ableitet, oder 
Gräben, Wälle, Rinnen oder andere zur Ab- und Zuleitung des Waſſers die 
nende Anlagen herſtellt, verändert, beſchädigt oder beſeitigt. 


$. 32. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft wird be⸗ 
Tate wer, abgeſehen von den Fällen des $. 308 des Strafgeſetzbuchs, eigene 
orfmoore, Haidekraut oder Bülten im Freien ohne vorgängige Anzeige bei der 
Ortspolizeibehörde oder bei dem Ortsvorſtande in Brand ſetzt, oder die bezüglich 
dieſes Brennens polizeilich angeordneten Vorſichtsmaßregeln außer Acht laßt 


$. 33. 


Mit Geldſtrafe bis zu dreißig Mark oder mit Haft bis zu einer Woche 
wird beſtraft, wer, abgeſehen von den Fällen des $. 368 Nr. 11 des Strafgeſetz⸗ 
buchs, auf fremden Grundſtücken unbefugt nicht jagdbare Vögel fängt, Sprenkel 
oder ähnliche Vorrichtungen zum Fangen von Singvögeln aufſtellt, Vogelneſter 
zerſtört oder Eier oder Junge von Vögeln ausnimmt. 

Die Sprenkel oder ähnliche Vorrichtungen ſind einzuziehen. 


F. 34. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft wird be⸗ 
ſtraft, wer, abgeſehen von den Fällen des $. 368 Nr. 2 des e ae den 
um Schutze nützlicher oder zur Vernichtung ſchädlicher Thiere oder Pflanzen er⸗ 
leer Polizeiverordnungen zuwiderhandelt. 


$. 35. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
wird beſtraft, wer unbefugt 

1) an ſtehenden Bäumen, an Schlaghölzern, an gefällten Stämmen, an 
aufgeſchichteten Stößen von Torf, 500 oder anderen Walderzeugniſſen 
das Zeichen des Waldhammers oder Riſſers, die Stamm- oder Stoß⸗ 
nummer oder die Loosnummer vernichtet, unkenntlich macht, nachahmt 
oder verändert; 

2) gefällte Stämme oder aufgeſchichtete Stöße von Holz, Torf oder Loh⸗ 
rinde beſchädigt, umſtößt oder der Stützen beraubt. 

(Nr. 8715.) 
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§. 36. 
Mit Geldſtrafe bis zu funfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird beſtraft, wer unbefugt auf Forſtgrundſtücken n 

1) außerhalb der öffentlichen oder ſolcher Wege, zu deren Benutzung er 
berechtigt iſt, mit einem Werkzeuge, welches zum Fällen von Holz, oder 
mit einem Geräthe, welches zum Sammeln oder ehen, von Holz, 
Gras, Streu oder Harz feiner Beſchaffenheit nach beſtimmt erſcheint, 
ſich aufhält / 

2) Holz ablagert, bearbeitet, beſchlägt oder bewaldrechtet; 

3) Einfriedigungen überſteigt 

4) Forſtkulturen betritt; 

5) ſolche Schläge betritt, in welchen die Holzhauer mit dem Einſchlagen 
oder Aufarbeiten der Hölzer beſchäftigt, oder welche zur Entnahme des 
Abraums nicht freigegeben ſind. 

In den Fällen der Nr. 1 können neben der Geldſtrafe oder der Haft die 

oder dicht eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Schuldigen gehören 
oder nicht. x 


22 A re „e, 
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$. 37. 


1 720% Yan) Mit Geldftrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 

1 wird beſtraft, wer unbefugt auf Forſtgrundſtücken 

17 1) zum ende beſtimmte Laubholzſtöcke aushaut, abſpänt oder 

| en Verhinderung des Lohdentriebes (Stockausſchlages) mit Steinen 
elegt; 4 

2) Ameiſen oder deren Puppen (Ameiſeneier) einſammelt oder Ameiſen⸗ 
haufen zerſtört oder zerſtreut. 


$. 38. 


e. Mit Geldſtrafe bis zu funfzig Mark wird beſtraft, wer aus einem fremden 
| Walde Holz, welches er erworben hat, oder zu deſſen Bezuge in beſtimmten Maßen 
er berechtigt iſt, unbefugt ohne Genehmigung des Grundeigenthümers vor Rück⸗ 
gabe des Berabfolgezettels, oder an anderen als den beſtimmten Tagen oder Tages⸗ 
zeiten, oder auf anderen als den beſtimmten Wegen fortſchafft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


$. 39. 


bor . fi, 194 Mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
2 wird beſtraft, wer aus einem fremden Torfmoore oder Walde an Stelle der ihm 
vom Eigenthümer durch Verabfolgezettel zugewieſenen Poſten von Torf, Hes 
oder anderen Walderzeugniſſen aus Fahrlaſſgleit andere als die auf dem Ver⸗ 
abfolgezettel bezeichneten Poſten oder Theile derſelben fortſchafft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
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$. 40. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
wird beſtraft, wer auf Forſtgrundſtücken oder Torfmooren als Dienſtbarkeits⸗ oder 
Nutzungsberechtigter oder als Pächter 

1) unbefugt feine Berechtigung in nicht geöffneten Diſtrikten oder in einer 
Jahreszeit, in welcher die e auszuüben nicht geſtattet iſt, 
oder an anderen als den beſtimmten Tagen oder Tageszeiten ausübt, 
oder ſich anderer als der geſtatteten Werbungswerkzeuge oder Fort⸗ 
ſchaffungsgeräthe bedient; 

2) den geſetzlichen Vorſchriften, oder Polizeiverordnungen, oder dem Her⸗ 
kommen, oder dem Inhalte der Berechtigung zuwider ohne Legiti⸗ 
mationsſchein „oder ohne Ueberweiſung von Seiten der Forſtbehörde 
oder des Grundeigenthümers die Gegenſtände der Berechtigung ſich 
aneignet 

3) die zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit bei Ausübung 
von Berechtigungen erlaftenen Geſetze oder Polizeiverordnungen übertritt. 

In den Fällen der Nr. 1 können neben der Geldſtrafe oder der Haft die 

e eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Schuldigen 
gehören oder nicht. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


% 
A EZ, 


Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen wird 
beſtraft, wer auf Forſtgrundſtücken bei Ausübung einer Waldnutzung den Legiti⸗ 
mationsſchein, den er nach den ech d Vorſchriften oder Polizeiverordnungen, 
N ſch fü . oder nach dem Inhalt der Berechtigung löſen muß, nicht 
ei fich führt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


. 42. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
wird beftraft, wer als Dienftbarfeits- oder Nu ee alderzeugniffe, 
die er, ohne auf ein beſtimmtes Maß beſchränkt zu fein, lediglich zum eigenen 
Bedarf zu entnehmen berechtigt iſt, veräußert. 


$. 43. 


Mit Geldſtrafe bis zu funfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird beſtraft, wer den chen oder Polizeiverordnungen über den Transport 
von Brennholz oder unverarbeitetem Bau⸗ oder Nutzholz zuwider handelt, oder 
den Geſetzen oder Polizeiverordnungen zuwider 1 oder unverarbeitetes 
Bau- oder Nutzholz in Ortſchaften einbringt. Dies gilt insbeſondere auch von 
Bandſtöcken 8 jeder Holzart, birkenen Reiſern, Korbruthen, Faſchinen 
und jungen Nadelhölzern. f 

(Nr. 8715.) 
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Das Holz iſt einzuziehen, wenn nicht der rechtmäßige Erwerb deſſelben 
nachgewieſen wird. 
$. 44. 


. 99 e. Mit Geldstrafe bis zu funfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 

* 585 wird beſtraft, wer 

1) mit unverwahrtem Feuer oder Licht den Wald betritt oder ſich dem⸗ 
ſelben in gefahrbringender Weiſe nähert; 

2) im Walde brennende oder glimmende Gegenſtände fallen läßt, fortwirft 
oder unvorſichtig handhabt 

3) abgeſehen von den Fällen des 8. 368 Nr. 6 des Strafgeſetzbuchs, im 
Walde oder in gefährlicher Nähe deſſelben im Freien ohne Erlaubniß 
des Ortsvorſtehers, in deſſen Bezirk der Wald liegt, in Königlichen 
Forſten ohne Erlaubniß des zuſtändigen Forſtbeamten Feuer anzündet 
oder das gen une angezündete Feuer gehörig zu beaufſichtigen 
oder auszulöſchen unterläßt | 

4) le von den Fällen des F. 360 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs, bei 
Waldbränden, von der Polizeibehörde, dem Ortsvorſteher oder deren 
Stellvertreter oder dem Forſtbeſitzer oder Forſtbeamten zur Hülfe 82 5 

efordert, keine Folge leiſtet, ob leich er der Aufforderung ohne erheb⸗ 

iche eigene Nachtheile genügen onnte. 


$. 45. 
, 232 As. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft wird 
beſtraft, wer im Walde oder in gefährlicher Nähe deſſelben 

1) ohne Erlaubniß des Ortsvorſtehers, in deſſen Bezirk der Wald liegt, 
in Königlichen Forſten ohne Erlaubniß des zuſtändigen Forſtbeamten 
Kohlenmeiler errichtet 

2) Kohlenmeiler anzündet, ohne dem Ortsvorſteher oder in Königlichen 
Forſten dem Forſtbeamten Anzeige gemacht zu haben; 

3) brennende Kohlenmeiler zu beaufſichtigen unterläßt / 

4) aus Meilern Kohlen auszieht oder abfährt, ohne dieſelben gelöſcht 
zu haben. 


F. 46. 


ee ee, Mit Geldſtrafe von zehn bis zu einhundertundfunfzig Mark oder mit Haft 
wird 5 wer den über das Brennen einer Waldfläche, das Abbrennen von 
liegenden oder zuſammengebrachten Bodendecken und das Sengen von Rotthecken 
erlaſſenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt. 


$. 47. 


Wer in der Umgebung einer ne! welche mehr als Sen Hek⸗ 
tare in räumlichem Zuſammenhange umfaßt, innerhalb einer Entfernung von 
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irfundſic ig Metern eine Feuerſtelle errichten will, bedarf einer Genehmigung 
erjenigen Behörde, welche für die Ertheilung der Genehmigung zur Errichtun 
von Feuerſtellen zuſtändig iſt. Vor der Aushändigung der Genehmigung darf 
die polizeiliche Bauerlaubniß nicht ertheilt werden. 


$. 48. 
Die Genehmigung der Behörde ($. 47) darf verſagt oder an Bedingungen, 


welche die Verhütung von Feuersgefahr bezwecken, geknüpft werden, wenn aus der 
Errichtun euerſtelle eine Feuersgefahr für di aldung zu beforaen iſt. 
ie Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Feuerſtelle innerhalb 


einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft, oder vom Waldeigenthümer, oder 
in der Ausführung eines Enteignungsrechts errichtet werden foll; jedoch darf die 
Genehmigung an Bedingungen geknüpft werden, welche die Verhütung von 
Geuerögeiähr bezwecken. 

$. 49. 


Der 0 auf Ertheilung der Genehmigung iſt dem Waldeigenthümer, 
falls dieſer nicht der Bauherr iſt, mit dem Bemerken bekannt zu machen, daß er 
innerhalb einer Friſt von einundzwanzig Tagen bei der Behörde ($. 47) Einſpruch 
erheben könne. 

Der erhobene Einſpruch iſt von der Behörde (F. 47), geeignetenfalls nach 
Anhörung des Antragſtellers und des Waldeigenthümers, ſowie nach Aufnahme 
des Beweiſes zu prüfen. 

$. 50. 


Die Verſagung der Genehmigung, die Ertheilung der Genehmigung unter 
Bedingungen, ſowie die Dirüchpeifung des erhobenen Einſpruchs lg durch 
einen Beſcheid der Behörde, welcher mit Gründen zu verſehen und dem Antrag⸗ 
ſteller, ſowie dem Waldeigenthümer zu eröffnen iſt. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem i ſowie dem Waldeigenthümer 
innerhalb einer Friſt von zehn Tagen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
offen. Zuſtändig iſt 

a) der Kreisausſchuß, wenn der Beſcheid von der e eines 
Landkreiſes, oder in der Provinz Heſſen-Naſſau von dem Amtmann 
ertheilt worden iſt / 

b) das Bezirksverwaltungsgericht, wenn der Beſcheid vom Landrath (Amts⸗ 
hauptmann, Oberamtmann) oder von der Ortspolizeibehörde eines Stadt⸗ 
kreiſes, in der Provinz Hannover von der Polizeibehörde einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen Stadt ertheilt worden iſt. 


$. 51. 


Wer vor Ertheilung der vorgeſchriebenen Genehmigung mit der Errichtun 
einer Feuerſtelle beginnt, wird mit Geldſtrafe bis zu einhun ertundfunfzig Mark 
oder mit Haft beſtraft. Auch kann die Behörde (F. 47) die Weiterführung der 
Anlage verhindern und die Wegſchaffung der errichteten Anlage anordnen. 
Gef. Samml. 1880. (Nr. 8715.) 41 


s A2 .. 
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Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 25. angel! 1876, a die 
Vertheilung der öffentlichen 1 bei Grundſtückstheilungen und die Gründung 
neuer a u. ſ. w. (Geſetz-Samml. S. 405), werden durch das gegen⸗ 
wärtige Geſetz nicht berührt. 

ſt zu der Errichtung der Feuerſtelle ($. 47) eine Anſiedelungsgenehmigung 
erforderlich, ſo iſt in dem Geltungsbereiche des vorſtehend genannten Geſetzes das 
Verfahren nach den $$. 48 bis 50 des gegenwärtigen Geſetzes mit dem Verfahren 
nach den $$. 13 bis 17 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 zu verbinden. 


Zweiter Titel. 
Strafverfahren. 


F. 53. 
Hi Far die Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz ſind die Schöffengerichte 
zuſtändig. 
Die geſetzliche Befugniß der Ortspolizeibehörden zur vorläufigen Straf 
feſtſetzung beziehungsweiſe zur Verhängung einer etwa verwirkten Einziehung 
wird hierdurch nicht berührt. 
Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Forſtbeamten übertragen 
werden. 
$. 54. 
Die an die Stelle einer nicht beizutreibenden Geldſtrafe eintretende Haft 
kann vollſtreckt werden, ohne daß der Verſuch der Beitreibung der Geldſtrafe 
egen den für haftbar Erklärten gemacht worden iſt, ſofern die ahlungsunfähig⸗ 
eit deſſelben gerichtskundig iſt. 
$. 55. 
ür das gerichtliche Verfahren gelten, ſoweit nicht in dieſem Sethe ab⸗ 
ändernde Beſtimmungen getroffen find, die Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
über das Verfahren vor den Schöffengerichten. 


$. 56. 


Mehrere Strafſachen können, auch wenn ein Zuſammenhang ($$. 3 und 236 
der W tee nicht vorhanden ift, zum Zwecke gleichzeitiger Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung verbunden werden. 


$. 57. 


Die Hauptverhandlung kann auch in den Fällen der $$. 20 und 21 dieſes 
Geſetzes ohne Anweſenheit des Angeklagten erfolgen. 
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$. 58. 
Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Beru⸗ 
fung ſind die Strafkammern zuſtändig, dieſelben entſcheiden in der Beſetzung mit 
drei Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden. 


$. 59. 
Die Reviſion gegen die in der Berufungsinſtanz Urtheile findet 
nur ſtatt, wenn eine der durch die §§. 20 und 21 dieſes Geſetzes vorgeſehenen 
ſtrafbaren Handlungen den Gegenſtand der Unterſuchung bildet. 


$. 60. 

Auf Zuwiderhandlungen egen die im Intereſſe des Feld⸗ und Forſtſchutzes 
erlaſſenen Polizeiverordnungen 15 et das in dieſem Geſetze vorgeſchriebene Ver⸗ 
fahren Anwendung. 

Steht mit einer der vorbezeichneten Zuwiderhandlungen oder mit einer Zu⸗ 
widerhandlung gegen dieſes Ge ein nach $. 361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs 
ſtrafbares Pichtaßhalten von der Begehung ſtrafbarer Verletzungen der Geſetze 
in Schutze der Feldfrüchte und Forſten im lee a 15 e, ſo findet auch auf 
ieſe Uebertretung das in dieſem Geſetze vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 


$. 61. 


In Fällen, wo nach dieſem Geſetze die Verfolgung nur auf Antrag ein- 
tritt, iſt die Zurücknahme des Antrags zuläſſig. 


Dritter Titel. 
Feld- und Forſthuͤter. 


§. 62. 
Feldhüter (Forſthüter) im Sinne dieſes Geſetzes ſind die von einer Stadt⸗ 
emeinde, von einer Landgemeinde oder von einem Grundbeſitzer für den Feld⸗ 
uf Fiche angeſtellten Perſonen. 
ie Anſtellung der Feldhüter (Forſthüter) bedarf der Beſtätigung nach den 
für Polizeibeamte gegebenen Vorſchriften und, ſoweit ſolche nicht betehen „der 
Beſtätigung des Landraths (Amtshauptmanns, Oberamtmanns). 


$. 63. f 
Die für den Feldſchutz (Forſtſchutz) im Königlichen Dienſt angeſtellten 
Perſonen haben die Setumite 5 er (Forſthü N 3 
F. 64. 


Den Gemeinden ſteht es frei, aus der Zahl ihrer Mitglieder Ehrenfeldhüter 
zu wählen. 
(Nr. 8715.) 41° 
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b 85 Wahl bedarf in den Landgemeinden der Beſtätigung der Aufſichts⸗ 
ehörde. 
Die Ehrenfeldhüter ſind zu allen dienftlichen Verrichtungen der Feld⸗ 


üter befugt. 
? ws $. 65. 


Feldhüter, Ehrenfeldhüter oder Forſthüter müſſen ein Dienſtabzeichen bei 
ſich führen und bei Ausübung ihres Amtes auf Verlangen vorzeigen. 


$. 66. 


Feldhüter, Ehrenfeldhüter oder Forſthüter können für ſämmtliche in Einer 
Gerichtsſitzung zu verhandelnden Feld⸗ und Forſtpolizeiſachen, in welchen ſie als 
Zeugen vernommen werden ſollen, in dieſer Sitzung durch einmalige Leiſtung 
des Zeugeneides im Voraus beeidet werden. 


Vierter Titel. 
Schadenserſatz und Pfaͤndung. 


$. 67. 


Der Anſpruch auf Erſtattung des durch eine e gegen dieſes 
Geſetz entſtandenen Schadens iſt im Wege des Civilprozeſſes geltend zu machen. 


$. 68. 


Erfolgt bei Entwendungen die Entſcheidung durch den Richter auf Grund 
der e d Bert ſo hat der Richter auf den Antrag des Beſchädigten neben 
der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen zum Erſatz des nach den örtlichen 
1 abzuſchätzenden Werthes des Entwendeten an den Beſchädigten aus⸗ 
zuſprechen. 

ür den Antrag kommen die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über 
den Antrag auf Zuerkennung einer Buße ($$. 443 bis 445) zur entſprechenden 
Anwendung. 

Durch den Antrag auf Werthserſatz wird der weitergehende Anſpruch auf 

Schadenserſatz nicht ausgeſchloſſen. 


$. 69. 


Bei Weidefreveln ($. 14) und, ſofern es ſich um Uebertritt von Thieren 
handelt, bei Zuwiderhandlungen gegen den N 10 dieſes Geſetzes und gegen den 
$. 368 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs hat der eſchädigte die Wahl, die Er attung 
des nachweisbaren Schadens oder die 1 eines Erſatzgeldes zu fordern. 
85 2 Anſpruch auf Erſatzgeld iſt unabhängig von dem achweis eines 

hadens. 

Mit der Geltendmachung des Anſpruchs auf Gefapgeb erliſcht das Recht 
auf Schadenserſtattung. Iſt aber der Anſpruch auf Schadenserſtattung erhoben, 


ä 3 


ſo kann bis zur Verkündung des Endurtheils erſter Inſtanz ſtatt der Schadens⸗ 
erſtattung das Erſatzgeld . werden. 

i Treten die Thiere in den Fällen der $$. 10 und 14 dieſes Geſetzes oder 
im Falle des §. 368 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs zugleich auf die Grundſtücke ver⸗ 
ſchiedener Beſitzer über, fo wird das Erſatzgeld nur einmal erlegt. Daſſelbe ge⸗ 
bührt demjenigen Beſitzer, welcher den Anſpruch zuerſt bei der Ortspolizei angebracht 
hat. Iſt die Anbringung von Mehreren gleich eitig erfolgt, ſo wird das Erſatz⸗ 
geld ei en dieſen gleitmißg vertheilt, den übrigen Beſitzern verbleibt das Recht 
auf Schadenserſatz. 


$. 70. 


Der Anſpruch auf Erſatzgeld verjährt in vier Wochen. 
Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem der Uebertritt der 
Thiere ſtattgefunden hat 
Die Verjährung wird unterbrochen durch Erhebung der Klage auf 
Schadenserſatz. 
F. 71. 

Das Erſatzgeld beträgt, 

1) wenn die Thiere betroffen werden auf beſtellten Aeckern vor beendeter 
Ernte, künſtlichen oder auf ſolchen Wieſen, oder mit Futterkräutern be⸗ 
ſäeten Weiden, welche der Beſitzer ſelbſt noch mit der Hütung verſchont, 
oder die derſelbe eingefriedigt hat, in Gärten, Baumſchulen, Wein⸗ 
bergen, auf mit Rohr bewachſenen Flächen, auf Weidenhegern, Dünen, 
Dämmen, Deichen, Buhnen, Deckwerken, S Sandflächen, Graben⸗ 
oder Kanalböſchungen, in Forſtkulturen, Schonungen oder Saatkämpen: 

a) für ein Pferd, einen Eſel oder ein Stück Rindvieh. 2,00 Mark, 


b) für ein Schwein, eine Ziege oder ein Schaf... 1,50 
e) für eine Gans E 0,30 =» 
d) für ein Stück anderes Federvie 0%½0 „ 


2) in allen anderen Fällen: 
a) für ein Pferd, einen Eſel oder ein Stück Rindvieh 0j . 


b) für ein Schwein, eine Ziege oder ein Schaf ...... 0,0 „ 
c) für ein Stück Federvieõne 0%% „ 
$. 72. 


Iſt gleichzeitig eine Mehrzahl von Thieren übergetreten, ſo darf der Ge— 
ſammtbetrag der nach dem F. 71 zu entrichtenden Erſatzgelder ea f 


1) in den Fällen des $. 71 Nr. 1 


70 ͤ * 60 Mark, 


für Federvieh a er as . b een ee 15 
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f Tee . e a RE AN here tehe Saenerhre Te eNe 0.8 15 Mark, 
für Federviee rr „% 238 
nicht überfteigen. 
$. 73. 


Die Erſatzgeldbeträge der $$. 71 und 72 können für ganze Kreiſe oder für 
einzelne Feldmarken auf Antrag der Kreisvertretung, in den 1 
Landen auf Antrag der Amtsvertretung, durch Beſchluß des Bezirksraths bis 
auf das Doppelte erhöht oder bis auf die i ermäßigt werden. 

Der Beſchluß des Bezirksraths iſt endgültig. 


$. 74. 


Der Anſpruch auf Erſatzgeld kann in allen Fällen gegen den Beſitzer der 
Thiere unmittelbar geltend gemacht werden. 

Mehrere Fa von Vieh, welches eine gemeinſchaftliche Heerde bildet, 
haften für das Erſatzgeld dem Beſchädigten gegenüber ſolidariſch. 


6. 75. 


Der Anſpruch auf Erſatzgeld iſt im Falle des F. 69 Abſatz 3 im Civil 
prozeſſe zu verfolgen. 

In allen anderen Fällen iſt der Anſpruch bei der Ortspolizeibehörde anzu⸗ 
bringen. Dieſe ertheilt nach Anhörung der Betheiligten und Anſtellung der 
erforderlichen Ermittelungen einen Beſcheid. Werden dem Anſpruche auf Ersatz 

eld gegenüber Thatſachen glaubhaft gemacht, aus welchen ein den Anſpruch aus⸗ 
ſchließendes Recht hervorgeht, ſo iſt dem Beſchädigten zu überlaſſen, ſeinen Anſpruch 
im Wege des Gwlprozeſſe zu verfolgen. 
$. 76. 

Der Beſcheid der Ortspolizeibehörde ($. 75) iſt den Betheiligten zu eröffnen. 
Innerhalb einer Friſt von zehn Tagen nach der Eröffnung ſteht jedem Theile 
die Klage bei dem Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen und in den ie einem Land⸗ 
kreiſe duberggen Städten mit mehr als zehntauſend Einwohnern bei dem Bezirks- 
verwaltungsgerichte zu. Auch hier findet die Vorſchrift des letzten Satzes in N 75 
Abſatz 2 Anwendung. Die Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes und des Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichts Mind endgültig. 


$. 77. 


Wird Vieh auf einem Grundſtücke betroffen, auf welchem es nicht geweidet 
werden darf, ſo kann daſſelbe auf der Stelle oder in unmittelbarer 1 
ſowohl von dem Feld- oder Forſthüter, als auch von dem Beſchädigten oder von 
ſolchen Perſonen gepfändet werden, welche die Aufſicht über das Grundſtück führen 


* e 


oder zur Familie, zu den Dienftleuten oder zu den auf dem Grundſtücke beſchäf⸗ 
; tigten Arbeitsleuten des Beſchädigten gehören. 
In gleicher Weiſe ift bei Zuwiderhandlungen gegen den $. 10 dieſes — 
und bei Zuwiderhandlungen gegen den $. 368 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs die 
Pfändung der Reit⸗ oder Zugthiere oder des Viehes zuläſſig. 


r r 


$. 78. 


Die gepfändeten Thiere haften für den entſtandenen Schaden oder die Erſatz⸗ 
Fr und für alle durch die Pfändung und die Schadensfeſtſtellung verurſachten 
oſten. ö 
Die gepfändeten Thiere müſſen ſofort freigegeben werden, wenn bei dem 
Pander emeinde- oder Gutsvorſtande ein Geldbetrag oder ein anderer 
Pfandgegenſtand hinterlegt wird, welcher den Forderungen des Beſchädigten 
entſpricht. ä 

$. 79. 


Die Koſten für die Einſtellung, Wartung und Fütterung der gepfändeten 
Thiere werden von der Srtspoligeibehötde Feftgefekt 

Durch Beſchluß des Bezirksraths können für die Kreiſe des Bezirks mit 
Zuſtimmung der Kreisvertretungen, in den Hohenzollernſchen Landen mit Zu⸗ 
ſtimmung der Amtsvertretungen, allgemeine Werthſätze für die Einſtellung, 
Wartung und Fütterung der gepfändeten Thiere feſtgeſetzt werden. Der Beſchluß 
des Bezirksraths iſt endgültig. 


$. 80. 


Der Pfändende hat von der geſchehenen Pfändung binnen vierundzwanzig 
Stunden dem Gemeinde-, Gutsvorſteher oder der Ortspolizeibehörde, in Städten 
der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen. 

Der Gemeinde- oder Gutsvorſteher oder die Polizeibehörde beſtimmt über 
die vorläufige Verwahrung der gepfändeten Thiere. 

Der emen oder Gutsvorſteher hat von der erfolgten Pfändung ſofort 
der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen. 


. 81. 


Iſt die Anzeige (§. 80 Abſatz 1) unterlaſſen, fo kann der Gepfändete die 
Pfandſtücke zurückverlangen. Der Pfändende hat in dieſem Falle keinen Anſpruch 
auf den Erſatz der durch die Pfändung entſtandenen Koſten. 


6. 82. 


Wird der Ortspolizeibehörde eine Pfändung angezeigt, ſo ertheilt dieſelbe 
ſogleich oder nach einer ſchleunigſt anzuſtellenden Ermittelung, unter Berück⸗ 
\ tigung der Höhe des Schadens, des Erſatzgeldes und der Koſten, einen Beſcheid 
arüber, ob die Pfändung ganz oder theilweiſe aufrecht zu erhalten oder aufzu⸗ 
heben, oder ob ein anderweit angebotenes Pfand anzunehmen iſt. In dem 

(Nr. 8715.) 
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Beſcheide iſt über die Art der ferneren Verwahrung der gepfändeten oder in 
Pfand gegebenen Gegenſtände Beſtimmung zu treffen. 

Iſt die Pfändung nur theilweiſe aufteht erhalten, ſo ſind die freigegebenen 
Pfandſtücke dem Gepfändeten auf ſeine Koſten ſofort zurückzugeben. 


$. 83. 


Macht der Gepfändete Thatſachen glaubhaft, aus welchen die Unrecht⸗ 

mäßigkeit der . hervorgeht, ſo iſt dem Beſchädigten zu überlaſſen, ſeinen 
Anſpruch im Wege des Civilprozeſſes zu verfolgen. 

a In dieſem Falle hat die Polizeibehörde über die Verwahrung der gepfän⸗ 

deten Thiere oder über die Annahme und Verwahrung eines anderen geeigneten 

Pfandes vorläufige Feſtſetzung zu treffen. Gegen dieſe Feſtſetzung iſt ein Rechts⸗ 

mittel nicht zuldſſg 


$. 84. 


Der Beſcheid der Ortspolizeibehörde ($. 82) iſt dem Betheiligten zu eröffnen. 
Innerhalb einer Friſt von zehn Tagen nach der Eröffnung ſteht jedem Theile die 
Klage bei dem Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreise 
gehörigen Städten mit mehr als zehntauſend Einwohnern bei dem Bezirksverwal⸗ 
Ai e zu. Auch hier findet die Vorſchrift des F. 83 Abſatz 1 Anwendung. 
= Fr des Kreisausſchuſſes und des Bezirksverwaltungsgerichts fin 
endgültig. 8 ö 


$. 85. 


Iſt durch eine rechtskräftige Entſcheidung die Pfändung aufrecht erhalten, 
ſo läßt die Ortspolizeibehörde die gepfändeten oder in Pfand gegebenen Gegen⸗ 
ſtände nach ortsüblicher Bekanntmachung öffentlich ee 

Bis zum Zuſchlage kann der Gepfändete gegen Zahlung eines von der 
Ae be feſtzuſetzenden Geldbetrages, ſowie der Verſteigerungskoſten die 
gepfändeten oder in Pfand gegebenen Gegenſtände einlöſen. 


$. 86. 


Der Erlös aus der Verſteigerung oder die 1 Summe dient zur 
Deckung aller entſtandenen Koſten, ſowie der Erſatzgelder. 

dur Deckung des Schadenserſatzes dient der Erlös oder die eingezahlte 
Summe nur, wenn der Anſpruch darauf innerhalb dreier Monate nach der 
Pfändung geltend gemacht iſt. a 

Der nach Deckung der zu zahlenden Beträge ſich ergebende Reſt wird dem 
. zurückgegeben. Iſt deer ſeiner Perſon oder ſeinem Aufenthalte nach 
unbekannt, jo wird der Reſt der Armenkaſſe des Ortes, in welchem die Pfändung 
geihehen iſt, ausgezahlt. Innerhalb dreier Monate nach der Auszahlung kann 

Gepfändete den Reſt zurückverlangen. 


RER 7. 
$. 87. 
Fordert der Beſchädigte im Falle der Pfändun Erſatzgeld, ſo iſt über dieſe 
Forderung und die Pfändung in demſelben Bur e zu verhandeln und 10 


entſcheiden. 
$. 88. 


Die in $$. 49, 50, 76, 80, 84 erwähnten Frlſten find präkluſiviſch. 


Fünfter Titel. 
Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


$. 89. 


Das gegenwärtige Geſetz findet auf den Stadtkreis Berlin mit der Maß⸗ 
abe Anwendung, 4 5 die im gegenwärtigen Geſetze dem Bezirksrathe zugewieſenen 
bliegenheiten vom Oberpräſidenten wahrgenommen werden. 


$. 90. 


In den Hohenzollernſchen Landen werden die dem Kreisausſchuſſe bei⸗ 
gelegten Befugniſſe vom Amtsausſchuß und bis zur Einführung eines Bezirks. 
raths die dem letzteren beigelegten Befugniſſe von der Bezirksregierung wahr⸗ 
genommen. 
i $. 91. 
Für die übrigen Landestheile außerhalb des . der Pro⸗ 
vinzialordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetz⸗Samml. S. 335) kommen bis zur 
Einführung von Kreisausſchüſſen, Bezirksverwaltungsgerichten und Bgzirksräthen 
folgende beſondere Beſtimmungen zur Anwendung. 
1) Es werden die in dieſem Geſetze bezeichneten Verrichtungen 
a) des Kreisausſchuſſes vom Landrathe (Amtshauptmanne), in der 
Provinz Hannover in den Fällen der $$. 76 und 84 von der 
Landdroſtei, 
b) des Bezirksverwaltungsgerichtes von der Bezirksregierung (Land— 
droſtei) 
e) des Bezirksrathes von der Bezirksregierung Landdroſtei) 
wahrgenommen. 
2) Hinſichtlich des Verfahrens, der Rechtsmittel und der Friſten zur Ein⸗ 
a der Rechtsmittel in den Fällen der F. 50, 70 und 84 finden 
die Vorſchriften des Geſetzes vom 3. Juli 1875, betreffend die Ver⸗ 
faſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitvperfahren 
(Geſetz-Samml. S. 37 5 entſprechende Anwendung. 
Geſ. Samml. 1880. (Nr. 8715.) 42 
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4) Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet im Falle des §. 50 auf die 
Berufung gegen die von der Bezirksregierung tt in erſter 
Inſtanz, ſowie auf das Rechtsmittel der Reviſion gegen die von der 
Bezirksregierung (Landdroſtei) in zweiter Inſtanz 2 8 Endurtheile. 


$. 9. 


So lange in der Provinz Poſen die gutsherrliche Polizeigewalt noch befteht, 
tritt für den Umfang derjenigen Rittergüter, in welchen der Beſitzer die Orts⸗ 
polizei ſelbſt oder durch einen Stellvertreter verwaltet, in den Fällen der $$. 75, 
82 und 83 dieſes Geſetzes an die Stelle der Ortspolizeibehörde ein vom Landrath 
zu beſtimmender Polizei⸗Diſtriktskommiſſarius. 


$. 93. 


Für das weitere Verfahren in den am Tage des Inkrafttretens dieſes Ge⸗ 
ſetzes anhängigen Strafſachen finden die Vorſchriften der $$. 8 ff. des Einfüh- 
rungsgeſetzes zur Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

Auf die Erledigung der am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes an— 
dag en Sachen finden in . auf die Zuſtändigkeit der Behörden, auf 
das Verfahren und auf die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel die bisherigen geſetzlichen 
Vorſchriften Anwendung. N 

$. 9. 


In der Rheinprovinz kann in den zu erlaſſenden Polizeiverordnungen 
($$. 11 und 13) 

J) vorgeſchrieben werden, wie die Einfriedigung, welche das Eindringen 
fremden Viehes zu verhindern geeignet iſt und durch welche ein Grund- 
ſtück von der Stoppelweide ausgeſchloſſen wird, beſchaffen fein muß; 

2) die Ausübung der nicht ablösbaren Stoppelweide 

a) auf ſolchen Grundſtücken, welche durch beſondere Bearbeitung des 
Bodens in Wieſen umgewandelt ſind, ſowie auf ſolchen Wieſen, 
auf welchen zum Zweck ihrer Verbeſſerung ein künſtlicher Umbau 
oder künſtliche Ent- oder Bewäſſerungsanlagen ausgeführt oder in 
der Ausführung begriffen ſind, unterſagt, 

b) auf natürlichen Wieſen auf beſtimmte Jahreszeiten beſchränkt 
werden. 

$. 95. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1880 in Kraft. 


$. 96. 


Mit dieſem Zeitpunkte treten alle dem gegenwärtigen Geſetze ent e enſtehen⸗ 
den geſetzlichen Beſtimmungen außer Kraft. ar 75 d 
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Im Beſonderen treten außer Kraft alle Strafbeſtimmungen der Feld- und 
Forſtpolizeigeſetze. 
In Kraft bleiben: 
1) die ae Beſtimmungen über den Bezug der verhängten Geld- 
rafen; 
2) die geſetzlichen Beſtimmungen über Pfändungen, ſoweit ſie nicht dur 
die Vorſchriten dee Geſezes betroffen werden 5 
3) alle das Rechtsverhältniß der Nutzungsberechtigten zu den Waldeigen⸗ 
thümern betreffenden Geſetze, ausſchließlich der darin enthaltenen Straf⸗ 
beſtimmungen und Vorſchriften über das Strafverfahren. Die vor⸗ 
ur Verordnung vom 5. März 1843 über die der Wald- 
ſtreuberechtigung (Geſetz-Samml. S. 105) behält ihre Wirkſamkeit mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle der darin angedrohten Strafen und 
des Verfahrens die bezüglichen Vorſchriften dieſes Geſetzes treten; des⸗ 
gleichen bleibt die ene betreffend die Kontrole der Hölzer, 
welche unverarbeitet transportirt werden, vom 30. Juni 1839 1000 
Samml. S. 223), mit den im H. 43 dieſes Geſetzes enthaltenen Ab— 
änderungen fortbeſtehen. 


Bis zur Verkündung der nach F. 13 zu erlaſſenden Polizeiverordnungen 
behalten die en Vorſchriften über die Ausübung der Nachtweide, des 
Einzelhütens, ſowie der Weide der Gemeinde- und Genoſſenſchaftsheerden Geltung. 
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„Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten iſt mit der Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. April 1880. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗»Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. Juli 1879, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Brieg bezüglich der zum Bau einer 
Chauſſee von Schreibendorf nach Stoberau 5 Grundſtücke, 
durch das Amtsblatt der Senat Regierung zu Breslau Nr. 36 S. 257, 
ausgegeben den 5. September 1879; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. November 1879, betreffend die Anwendung 
des Enteignungsrechts ſeitens der Staatsbauverwaltun bei dem Bau der 
Straße von Veckerhagen, Provinz Heſſen, nach Münden, ge Hans 
nover, durch das Amtsblatt für Hannover, Jahrgang 1880 Nr. 12 S. 184, 
ausgegeben den 19. März 1880, 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Januar 1880 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen des Elbenauer Deichverbandes im 
Betrage von 540 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg Nr. 8 S. 55 bis 57, ausgegeben den 21. Februar 1880; 


4) das unterm 19. Januar 1880 eg vollzogene Statut der Fiſcherei⸗ 
e für den Lebafluß im Kreiſe Carthaus durch das Amtsblatt 
er Königl. Regierung zu Danzig Nr. 11 S. 53 bis 57, ausgegeben den 
13. März 1880; 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 26. Januar 1880 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender nleiheſcheine der Stadt Magdeburg zum Betrage 
von 3 000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Magdeburg Nr. 10 S. 7 1/72, ausgegeben den 6. März 1880; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Februar 1880, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Düſſeldorf bezüglich eines 
due Durchführung der Fürſtenwallſtraße erforderlichen Grundſtücks, durch 
as Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 11 S. 97, aus⸗ 
gegeben den 13. März 1880; 


7) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Februar 1880 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Schildberg im 
Betrage don 90 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Poſen Nr. 12 S. 93 bis 95, ausgegeben den 23. März 1880. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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